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gehende Einfuhr gewerblicher Straßenfahrzeuge.

100. Kundmachung : Ausdehnung des Geltungsbereiches des Zollabkommens über die vorüber-
gehende Einfuhr von Wasserfahrzeugen und Luftfahrzeugen zum eigenen
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102. Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Abkommens über Zollerleichterungen

im Reiseverkehr.
103. Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Zusatzprotokolls zum Abkommen

über Zollerleichterungen im Reiseverkehr, betreffend die Einfuhr von Werbe-
schriften und Werbematerial für den Fremdenverkehr.

104. Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Zollabkommens über die vorüber-
gehende Einfuhr privater Straßenfahrzeuge.

105. Kundmachung: Ratifikation des Übereinkommens über die Anerkennung und Vollstreckung
von Entscheidungen auf dem Gebiet der Unterhaltspflicht gegenüber Kindern
durch die Niederlande.

106. Kundmachung: Ratifikation des Übereinkommens über den Beförderungsvertrag im inter-
nationalen Straßengüterverkehr (CMR) durch Polen.

1 0 7 . Europäisches Übereinkommen über die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit.

9 9 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 27. April 1964, betreffend die Ausdeh-
nung des Geltungsbereiches des Zollabkom-
mens über die vorübergehende Einfuhr ge-

werblicher Straßenfahrzeuge.

Nach Mitteilungen des Generalsekretariats der
Vereinten Nationen haben seit der Kundmachung
BGBl. Nr. 81/1961 folgende weitere Staaten das
Zollabkommen über die vorübergehende Einfuhr
gewerblicher Straßenfahrzeuge, BGBl. Nr: 20/
1958, ratifiziert beziehungsweise sind diesem bei-
getreten :

Staaten :
Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- beziehungsweise

Beitrittsurkunde :

Jugoslawien 12. Juni 1961
Griechenland 12. September 1961
Bundesrepublik 23. Oktober 1961

Deutschland
Italien 29. März 1962
Belgien 18. Feber 1963
Algerien 31. Oktober 1963

(mit Vorbehalt)
Luxemburg 28. Jänner 1964

Sierra Leone hat am 13. März 1962 erklärt,
sich an dieses Abkommen gebunden zu erachten,
dessen Anwendung bereits vor Erlangung der

Unabhängigkeit auf das Gebiet dieses Staates aus-
gedehnt worden war.

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat am
19. Juli 1962 erklärt, daß der Geltungsbereich
dieses Abkommens auf Kenia und Uganda er-
streckt wird.

Der Vorbehalt Algeriens hat folgenden Wort-
laut:

Die Demokratische und Volksstaatliche Repu-
blik Algerien betrachtet sich durch die Bestim-
mungen des Artikels 38 des Abkommens, betref-
fend die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit des
Internationalen Gerichtshofes, nicht als gebunden.

Klaus

1 0 0 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 27. April 1964, betreffend die Ausdeh-
nung des Geltungsbereiches des Zollabkom-
mens über die vorübergehende Einfuhr von
Wasserfahrzeugen und Luftfahrzeugen zum

eigenen Gebrauch.

Nach Mitteilungen des Generalsekretariats der
Vereinten Nationen haben seit der Kundmachung
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BGBl. Nr. 78/1961 folgende weitere Staaten das
Zollabkommen über die vorübergehende Ein-
fuhr von Wasserfahrzeugen und Luftfahrzeugen
zum eigenen Gebrauch, BGBl. Nr. 21/1958, rati-
fiziert beziehungsweise sind diesem beigetreten:

Staaten :
Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- beziehungsweise

Beitrittsurkunde :

Bundesrepublik 23. Oktober 1961
Deutschland

Italien 29. März 1962
Belgien 18. Feber 1963
Algerien 31. Oktober 1963

(mit Vorbehalt)

Sierra Leone hat am 13. März 1962 erklärt,
sich an dieses Abkommen gebunden zu erachten,
dessen Anwendung bereits vor Erlangung der
Unabhängigkeit auf das Gebiet dieses Staates
ausgedehnt worden war.

Jamaika hat am 11. November 1963 erklärt,
sich an dieses Abkommen gebunden zu erachten,
dessen Anwendung bereits vor Erlangung der
Unabhängigkeit auf das Gebiet dieses Staates aus-
gedehnt worden war.

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat am
10. Feber 1961 erklärt, daß der Geltungsbereich
dieses Abkommens auf Mauritius erstreckt wird;
am 8. Mai 1961 hat sie eine Erklärung betreffend
die Erstreckung des Geltungsbereiches dieses Ab-
kommens auf Trinidad und Tobago abgegeben.

Der Vorbehalt Algeriens hat folgenden Wort-
laut:

Die Demokratische und Volksstaatliche Repu-
blik Algerien betrachtet sich durch die Bestim-
mungen des Artikels 38 des Abkommens, be-
treffend die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit,
nicht als gebunden.

Klaus

1 0 1 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 27. April 1964, betreffend die Ausdeh-
nung des Geltungsbereiches des Zollabkom-

mens über Behälter.

Nach Mitteilungen des Generalsekretariats der
Vereinten Nationen haben seit den unter der
Nr. 79/1961 im Bundesgesetzblatt kundgemachten
Ratifikationen und Beitritten folgende weitere
Staaten das Zollabkommen über Behälter, BGBl.
Nr. 22/1958, ratifiziert beziehungsweise sind
diesem beigetreten:

Staaten :
Datum der Hinterlegung der
Rarifikations- beziehungsweise

Beitrittsurkunde :

Luxemburg 25. Oktober 1960
Jugoslawien 9. März 1961
Finnland 15. Juni 1961
Griechenland 12. September 1961
Bundesrepublik 23. Oktober 1961

Deutschland
Norwegen 22. November 1961
Italien 29. März 1962
Tschechoslowakei 31. Mai 1962

(mit Vorbehalt)
Kamerun 24. September 1963
Algerien 31. Oktober 1963

(mit Vorbehalt)

Sierra Leone hat am 13. März 1962 erklärt,
sich an dieses Abkommen gebunden zu erachten,
dessen Anwendung bereits vor Erlangung der
Unabhängigkeit auf das Gebiet dieses Staates
ausgedehnt worden war.

Jamaika hat am 11. November 1963 erklärt,
sich an dieses Abkommen gebunden zu erachten,
dessen Anwendung bereits vor Erlangung der
Unabhängigkeit auf das Gebiet dieses Staates aus-
gedehnt worden war.

Die Beitrittsurkunde der Tschechoslowakei ent-
hält den Vorbehalt, daß die Tschechoslowakei ge-
mäß Artikel 18 Absatz 1 des Abkommens durch
die Bestimmungen des Artikels 17 des Abkom-
mens nicht gebunden ist.

Der Vorbehalt Algeriens hat folgenden Wort-
laut:

Die Demokratische und Volksstaatliche Repu-
blik Algerien betrachtet sich durch die Bestim-
mungen des Artikels 17 des Abkommens, betref-
fend die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit,
nicht als gebunden.

Klaus

1 0 2 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 6. Mai 1964, betreffend die Ausdehnung
des Geltungsbereiches des Abkommens über

Zollerleichterungen im Reiseverkehr.

Nach Mitteilungen des Generalsekretariats der
Vereinten Nationen haben seit der Kundmachung
BGBl. Nr. 82/1962 folgende weitere Staaten das
Abkommen über Zollerleichterungen im Reise-
verkehr, BGBl. Nr. 131/1956, ratifiziert bezie-
hungsweise sind diesem beigetreten:
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Staaten :
Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- beziehungsweise

Beitrittsurkunde :

Finnland 21. Juni 1962
(mit Vorbehalten)

Neuseeland 17. August 1962
Ecuador 30. August 1962
Zentralafrikanische 15. Oktober 1962

Republik
Costa Rica 4. September 1963
Kuba 23. Oktober 1963

(mit Vorbehalt)
Ungarn 29. Oktober 1963

(mit Vorbehalt)
Algerien 31. Oktober 1963

(mit Vorbehalten)

Die folgenden Staaten haben zu den an-
geführten Daten erklärt, sich an dieses Abkom-
men, dessen Anwendung bereits vor Erlangung
der Unabhängigkeit auf die Gebiete dieser Staaten
ausgedehnt worden war, gebunden zu erachten:

Nigeria am 26. Juni 1961
Sierra Leone am 13. März 1962
Cypern am 16. Mai 1963
Jamaika am 11. November 1963

Das Vereinigte Königreich von Großbritannien
und Nordirland hat am 5. Feber 1962 erklärt,
daß der Geltungsbereich dieses Abkommens auf
Britisch-Guayana erstreckt wird.

Neuseeland hat am 21. Mai 1963 erklärt, daß
der Geltungsbereich dieses Abkommens auf die
Cook-Inseln (einschließlich Niue) erstreckt wird.

Die Vorbehalte Finnlands haben folgenden
Wortlaut:

1. Unbeschadet der Bestimmungen des Ar-
tikels 3 kann die Finnische Regierung besondere
Bestimmungen auf in den skandinavischen Län-
dern wohnhafte Personen anwenden.

2. In Anbetracht der einschlägigen Bestim-
mungen der finnischen Gesetzgebung wendet die
Finnische Regierung die Bestimmung des Ar-
tikels 10 Absatz 2, soweit es sich um lit. c handelt,
auf Reisende unter 21 Jahren an.

Der Vorbehalt Kubas hat folgenden Wortlaut:
Die Revolutionsregierung von Kuba betrachtet

sich durch die Bestimmungen des Artikels 21
Absatz 2 und 3 des Abkommens nicht gebunden.

Der Vorbehalt Ungarns hat folgenden Wort-
laut:

Die Ungarische Volksrepublik betrachtet sich
durch die Bestimmungen des Artikels 21 Ab-
satz 2 und 3 des Abkommens nicht gebunden.

Die Vorbehalte Algeriens haben folgenden
Wortlaut:

Die Demokratische und Volksstaatliche Repu-
blik Algerien behält sich unbeschadet des Ar-

tikels 1 des Abkommens das Recht vor, Personen,
welche im Verlauf ihres Besuches irgendeine be-
zahlte Beschäftigung annehmen, nicht als Reisende
zu betrachten.

Die Demokratische und Volksstaatliche Repu-
blik Algerien betrachtet sich durch die Bestim-
mungen des Artikels 21 des Abkommens, be-
treffend die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit,
nicht gebunden und erklärt, daß die Zustimmung
aller an dem Streitfall beteiligten Parteien für
die Unterwerfung jeder einzelnen Meinungsver-
schiedenheit unter einen Schiedsspruch notwen-
dig ist.

Klaus

1 0 3 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 6. Mai 1964, betreffend die Ausdehnung
des Geltungsbereiches des Zusatzprotokolls
zum Abkommen über Zollerleichterungen im
Reiseverkehr, betreffend die Einfuhr von
Werbeschriften und Werbematerial für den

Fremdenverkehr.

Nach Mitteilungen des Generalsekretariats der
Vereinten Nationen haben seit der Kundmachung
BGBl. Nr. 83/1962 folgende weitere Staaten das
Zusatzprotokoll zum Abkommen über Zoll-
erleichterungen im Reiseverkehr, betreffend die
Einfuhr von Werbeschriften und Werbematerial
für den Fremdenverkehr, BGBl. Nr. 131/1956,
ratifiziert beziehungsweise sind diesem beige-
treten :

Staaten :
Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- beziehungsweise

Beitrittsurkunde :

Finnland 21. Juni 1962
Neuseeland 17. August 1962
Ecuador 30. August 1962
Zentralafrikanische 15. Oktober 1962

Republik
Costa Rica 4. September 1963
Ungarn 29. Oktober 1963

(mit Vorbehalt)
Algerien 31. Oktober 1963

(mit Vorbehalt)

Die folgenden Staaten haben zu den an-
geführten Daten erklärt, sich an dieses Zusatz-
protokoll, dessen Anwendung bereits vor Erlan-
gung der Unabhängigkeit auf die Gebiete dieser
Staaten ausgedehnt worden war, gebunden zu
erachten:

Sierra Leone am 13. März 1962
Cypern am 16. Mai 1963
Jamaika am 11. November 1963

Das Vereinigte Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland hat am 5. Feber 1962 er-
klärt, daß der Geltungsbereich dieses Zusatzpro-
tokolls auf Britisch-Guayana erstreckt wird.
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Neuseeland hat am 21. Mai 1963 erklärt, daß
der Geltungsbereich dieses Zusatzprotokolls auf
die Cook-Inseln (einschließlich Niue) erstreckt
wird.

Der Vorbehalt Ungarns hat folgenden Wort-
laut:

Die Ungarische Volksrepublik betrachtet sich
durch die Bestimmungen des Artikels 15 Ab-
satz 2 und 3 des Protokolls nicht gebunden.

Der Vorbehalt Algeriens hat folgenden Wort-
laut:

Die Demokratische und Volksstaatliche Repu-
blik Algerien betrachtet sich durch die Bestim-
mungen des Artikels 15 des Protokolls, betreffend
die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit, nicht ge-
bunden und erklärt, daß die Zustimmung aller
an dem Streitfall beteiligten Parteien für die
Unterwerfung jeder einzelnen Meinungsverschie-
denheit unter einen Schiedsspruch notwendig ist.

Klaus

1 0 4 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 6. Mai 1964, betreffend die Ausdehnung
des Geltungsbereiches des Zollabkommens
über die vorübergehende Einfuhr privater

Straßenfahrzeuge.

Nach Mitteilungen des Generalsekretariats der
Vereinten Nationen haben seit der Kundmachung
BGBl. Nr. 69/1962 folgende weitere Staaten das
Zollabkommen über die vorübergehende Einfuhr
privater Straßenfahrzeuge, BGBl. Nr. 131/1956,
ratifiziert beziehungsweise sind diesem beige-
treten :

Staaten :
Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- beziehungsweise

Beitrittsurkunde :

Finnland 21. Juni 1962
Neuseeland 17. August 1962
Ecuador 30. August 1962
Zentralafrikanische 15. Oktober 1962

Republik
Tanganjika 28. November 1962
Costa Rica 4. September 1963
Algerien 31. Oktober 1963

(mit Vorbehalt)
Kuba 20. November 1963

(mit Vorbehalt)

Die folgenden Staaten haben zu den ange-
führten Daten erklärt, sich an dieses Abkom-
men, dessen Anwendung bereits vor Erlangung
der Unabhängigkeit auf die Gebiete dieser
Staaten ausgedehnt worden war, gebunden zu
erachten :

Sierra Leone am 13. März 1962
Cypern am 16. Mai 1963
Jamaika am 11. November 1963

Das Vereinigte Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland hat am 5. Feber 1962 er-
klärt, daß der Geltungsbereich dieses Abkom-
mens auf Britisch-Guayana erstreckt wird.

Neuseeland hat am 21. Mai 1963 erklärt, daß
der Geltungsbereich dieses Abkommens auf die
Cook-Inseln (einschließlich Niue) erstreckt wird.

Der Vorbehalt Algeriens hat folgenden Wort-
laut:

Die Demokratische und Volksstaatliche Repu-
blik Algerien betrachtet sich durch Artikel 40
des Abkommens nicht gebunden und erklärt, daß
eine Meinungsverschiedenheit einem Schieds-
spruch nur mit Zustimmung aller Parteien unter-
worfen werden kann.

Der Vorbehalt Kubas hat folgenden Wortlaut:
Die Revolutionsregierung von Kuba betrachtet

sich durch die Bestimmungen des Artikels 40 Ab-
satz 2 und 3 des Abkommens nicht gebunden.
Gleichzeitig erklärt sie, daß sie, falls der Vor-
behalt durch mehr als zwei Drittel der Mitglied-
staaten des Abkommens zurückgewiesen wird, das
Abkommen gemäß den Bestimmungen des Ar-
tikels 39 Absatz 3 als nicht ratifiziert betrachten
werde.

Klaus

1 0 5 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 8. Mai 1964, betreffend die Ratifikation
des Übereinkommens über die Anerkennung
und Vollstreckung von Entscheidungen auf
dem Gebiet der Unterhaltspflicht gegenüber

Kindern durch die Niederlande.

Nach Mitteilung der Niederländischen Regie-
rung haben seit der Kundmachung BGBl. Nr. 122/
1962 die Niederlande das Übereinkommen über
die Anerkennung und Vollstreckung von Ent-
scheidungen auf dem Gebiet der Unterhaltspflicht
gegenüber Kindern, BGBl. Nr. 294/1961, rati-
fiziert.

Das Übereinkommen ist für die Niederlande
am 28. April 1964 in Kraft getreten.

Die Regierung der Niederlande hat bei der
Ratifikation folgenden Vorbehalt gemacht:

Im Königreich der Niederlande werden Ent-
scheidungen einer Behörde eines anderen ver-
tragschließenden Staates, deren Zuständigkeit
durch den Aufenthaltsort des Unterhaltsberech-
tigten begründet wäre, weder auf Grund des
Übereinkommens anerkannt noch für vollstreck-
bar erklärt.

Die Regierung der Niederlande hat anläßlich
der Ratifikation erklärt, angesichts der Gleich-
stellung, welche in öffentlich-rechtlicher Hinsicht
zwischen den Niederlanden, Surinam und den
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Niederländischen Antillen besteht, bedeute der
in dem Übereinkommen verwendete Ausdruck
„Mutterland", soweit es das Königreich der
Niederlande betrifft, „europäisches Gebiet".

Klaus

106. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 11. Mai 1964, betreffend die Ratifikation
des Übereinkommens über den Beförderungs-
vertrag im internationalen Straßengüterver-

kehr (CMR) durch Polen.
Nach Mitteilung der Rechtsabteilung der Ver-

einten Nationen hat außer den in den Kund-

machungen BGBl. Nr. 138/1961 und BGBl.
Nr. 14/1963 angeführten Staaten auch Polen das
Übereinkommen über den Beförderungsvertrag
im internationalen Straßengüterverkehr (CMR)
samt Unterzeichnungsprotokoll, BGBl. Nr. 138/
1961, ratifiziert.

Polen hat anläßlich der Ratifikation den bei
der Unterzeichnung des Übereinkommens ge-
machten Vorbehalt betreffend dessen Artikel 47
bestätigt.

Das Übereinkommen ist für Polen am 11. Sep-
tember 1962 in Kraft getreten.

Klaus

107.

Nachdem das Europäische Übereinkommen über die internationale Handelsschiedsgerichts-
barkeit vom 21. April 1961 samt Anlage, welches also lautet:

(Übersetzung)

EUROPÄISCHES ÜBER-
EINKOMMEN ÜBER DIE
INTERNATIONALE HAN-
DELSSCHIEDSGERICHTS-

BARKEIT

DIE UNTERZEICHNETEN,
GEHÖRIG bevollmächtigt,
die unter den Auspizien der

Wirtschaftskommission für
Europa der Vereinten
Nationen zusammengetre-
ten sind, haben

IN KENNTNIS, daß am
Schluß der Konferenz der
Vereinten Nationen über
die internationale Handels-
schiedsgerichtsbarkeit am
10. Juni 1958 in New York
ein Übereinkommen über
die Anerkennung und Voll-
streckung ausländischer
Schiedssprüche unterzeich-
net worden ist,

IN DEM WUNSCH, zu der
Entwicklung des europäi-
schen Handels dadurch bei-
zutragen, daß soweit wie
möglich gewisse Schwierig-
keiten behoben werden,
welche die Gestaltung und
die Durchführung der
internationalen Handels-
schiedsgerichtsbarkeit in
den Beziehungen zwischen
natürlichen oder juristi-
schen Personen verschiede-
ner Staaten Europas beein-
trächtigen können,
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folgendes vereinbart:

Artikel I

A n w e n d u n g s b e r e i c h
d e s Ü b e r e i n k o m m e n s

1. Dieses Übereinkommen ist
anzuwenden:

a) auf Schiedsvereinbarungen,
die zum Zwecke der Regelung
von bereits entstandenen oder
künftig entstehenden Streitig-
keiten aus internationalen Han-
delsgeschäften zwischen natür-
lichen oder juristischen Personen
geschlossen werden, sofern diese
bei Abschluß der Vereinbarung
ihren gewöhnlichen Aufenthalt
oder ihren Sitz in verschiedenen
Vertragsstaaten haben;

b) auf schiedsrichterliche Ver-
fahren und auf Schiedssprüche,
die sich auf die in Absatz 1
Buchstabe a bezeichneten Ver-
einbarungen gründen.

2. Im Sinne dieses Überein-
kommens bedeutet

a) „Schiedsvereinbarung" eine
Schiedsklausel in einem Vertrag
oder eine Schiedsabrede, sofern
der Vertrag oder die Schieds-
abrede von den Parteien unter-
zeichnet oder in Briefen, Tele-
grammen oder Fernschreiben,
die sie gewechselt haben, enthal-
ten ist und, im Verhältnis zwi-
schen Staaten, die in ihrem
Recht für Schiedsvereinbarun-
gen nicht die Schriftform for-
dern, jede Vereinbarung, die in
den nach diesen Rechtsordnun-
gen zulässigen Formen geschlos-
sen ist;

b) „Regelung durch ein
Schiedsgericht" die Regelung
von Streitigkeiten nicht nur
durch Schiedsrichter, die für
eine bestimmte Sache bestellt
werden (ad hoc-Schiedsgericht),
sondern auch durch ein ständi-
ges Schiedsgericht;

c) „Sitz" den Ort, an dem
sich die Niederlassung befin-
det, welche die Schiedsverein-
barung geschlossen hat.
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Artikel II

S c h i e d s f ä h i g k e i t d e r
j u r i s t i s c h e n P e r s o n e n

des ö f f e n t l i c h e n
R e c h t s

1. In Fällen des Artikels I Ab-
satz 1 haben die juristischen Per-
sonen, die nach dem für sie
maßgebenden Recht „juristische
Personen des öffentlichen
Rechts" sind, die Fähigkeit,
wirksam Schiedsvereinbarungen
zu schließen.

2. Jeder Staat kann bei der
Unterzeichnung oder Ratifizie-
rung des Übereinkommens oder
beim Beitritt erklären, daß er
diese Fähigkeit in dem Aus-
maße beschränkt, das in seiner
Erklärung bestimmt ist.

Artikel III

F ä h i g k e i t d e r A u s l ä n -
d e r z u m S c h i e d s r i c h -

t e r a m t

Ausländer können in schieds-
richterlichen Verfahren, auf die
dieses Übereinkommen anzu-
wenden ist, zu Schiedsrichtern
bestellt werden.

Artikel IV

G e s t a l t u n g d e s s c h i e d s -
r i c h t e r l i c h e n V e r f a h -

r e n s

1. Den Parteien einer Schieds-
vereinbarung steht es frei zu
bestimmen,

a) daß ihre Streitigkeiten
einem ständigen Schiedsgericht
unterworfen werden; in diesem
Fall wird das Verfahren nach
der Schiedsgerichtsordnung des
bezeichneten Schiedsgerichts
durchgeführt; oder

b) daß ihre Streitigkeiten
einem ad hoc-Schiedsgericht un-
terworfen werden; in diesem
Fall können die Parteien ins-
besondere

i) die Schiedsrichter bestel-
len oder im einzelnen be-
stimmen, wie die Schieds-
richter bei Entstehen einer
Streitigkeit bestellt wer-
den;
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ii) den Ort bestimmen, an
dem das schiedsrichterliche
Verfahren durchgeführt
•werden soll;

iii) die von den Schiedsrich-
tern einzuhaltenden Ver-
fahrensregeln festlegen.

2. Haben die Parteien verein-
bart, die Regelung ihrer Strei-
tigkeiten einem ad hoc-Schieds-
gericht zu unterwerfen, und hat
eine der Parteien innerhalb von
30 Tagen, nachdem der Antrag,
mit dem das Schiedsgericht an-
gerufen wird, dem Beklagten zu-
gestellt worden ist, ihren
Schiedsrichter nicht bestellt, so
wird dieser Schiedsrichter, so-
fern nichts anderes vereinbart
ist, auf Antrag der anderen Par-
tei von dem Präsidenten der zu-
ständigen Handelskammer des
Staates bestellt, in dem die säu-
mige Partei bei Stellung des An-
trags, mit dem das Schieds-
gericht angerufen wird, ihren
gewöhnlichen Aufenthalt oder
ihren Sitz hat. Dieser Absatz
gilt auch für die Ersetzung von
Schiedsrichtern, die von einer
Partei oder von dem Präsiden-
ten der oben bezeichneten Han-
delskammer bestellt worden
sind.

3. Haben die Parteien verein-
bart, die Regelung ihrer Strei-
tigkeiten einem ad hoc-Schieds-
gericht, das aus einem Schieds-
richter oder aus mehreren
Schiedsrichtern besteht, zu
unterwerfen, und enthält die
Schiedsvereinbarung keine An-
gaben über die Maßnahmen der
in Absatz 1 bezeichneten Art,
die zur Gestaltung des schieds-
richterlichen Verfahrens erfor-
derlich sind, so werden diese
Maßnahmen, wenn die Parteien
sich hierüber nicht einigen und
wenn nicht ein Fall des Ab-
satzes 2 vorliegt, von dem
Schiedsrichter oder von den
Schiedsrichtern getroffen, die be-
reits bestellt sind. Kommt zwi-
schen den Parteien über die Be-
stellung des Einzelschiedsrichters
oder zwischen den Schiedsrich-
tern über die zu treffenden
Maßnahmen eine Einigung nicht
zustande, so kann der Kläger,
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wenn die Parteien den Ort be-
stimmt haben, an dem das
schiedsrichterliche Verfahren
durchgeführt werden soll, sich
zu dem Zweck, daß diese Maß-
nahmen getroffen werden, nach
seiner Wahl entweder an den
Präsidenten der zuständigen
Handelskammer des Staates, in
dem der von den Parteien be-
stimmte Ort liegt, oder an den
Präsidenten der zuständigen
Handelskammer des Staates
wenden, in dem der Beklagte bei
Stellung des Antrags, mit dem
das Schiedsgericht angerufen
wird, seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt oder seinen Sitz hat;
haben die Parteien den Ort,
an dem das schiedsrichterliche
Verfahren durchgeführt werden
soll, nicht bestimmt, so kann
sich der Kläger nach seiner
Wahl entweder an den Präsi-
denten der zuständigen Han-
delskammer des Staates, in dem
der Beklagte bei Stellung des
Antrags, mit dem das Schieds-
gericht angerufen wird, seinen
gewöhnlichen Aufenthalt oder
seinen Sitz hat, oder an das Be-
sondere Komitee wenden, dessen
Zusammensetzung und dessen
Verfahren in der Anlage zu die-
sem Übereinkommen geregelt
sind. Übt der Kläger die ihm in
diesem Absatz eingeräumten
Rechte nicht aus, so können sie
von dem Beklagten oder von
den Schiedsrichtern ausgeübt
werden.

4. Der Präsident oder das Be-
sondere Komitee kann, je nach
den Umständen des ihm vor-
gelegten Falles, folgende Maß-
nahmen treffen:

a) den Einzelschiedsrichter,
den Obmann des Schiedsgerichts,
den Oberschiedsrichter oder den
dritten Schiedsrichter bestellen;

b) einen oder mehrere
Schiedsrichter ersetzen, die nach
einem anderen als dem in Ab-
satz 2 vorgesehenen Verfahren
bestellt worden sind;

c) den Ort bestimmen, an
dem das schiedsrichterliche Ver-
fahren durchgeführt werden
soll; jedoch können die Schieds-
richter einen anderen Ort wäh-
len;
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d) unmittelbar oder durch
Verweisung auf die Schiedsge-
richtsordnung eines ständigen
Schiedsgerichts die von den
Schiedsrichtern einzuhaltenden
Verfahrensregeln festlegen,
wenn nicht mangels einer Ver-
einbarung der Parteien über das
Verfahren die Schiedsrichter die-
ses selbst festgelegt haben.

5. Haben die Parteien verein-
bart, die Regelung ihrer Strei-
tigkeiten einem ständigen
Schiedsgericht zu unterwerfen,
ohne daß sie das ständige
Schiedsgericht bestimmt haben,
und einigen sie sich nicht über
die Bestimmung des Schieds-
gerichts, so kann der Kläger
diese Bestimmung gemäß dem in
Absatz 3 vorgesehenen Verfah-
ren beantragen.

6. Enthält die Schiedsverein-
barung keine Angaben über die
Art des Schiedsgerichts (stän-
diges Schiedsgericht oder ad hoc-
Schiedsgericht), dem die Par-
teien ihre Streitigkeit zu unter-
werfen beabsichtigt haben, und
einigen sich die Parteien nicht
über diese Frage, so kann der
Kläger von dem in Absatz 3
vorgesehenen Verfahren Ge-
brauch machen. Der Präsident
der zuständigen Handelskam-
mer oder das Besondere Komi-
tee kann die Parteien entweder
an ein ständiges Schiedsgericht
verweisen oder sie auffordern,
ihre Schiedsrichter innerhalb
einer von ihm festgesetzten
Frist zu bestellen und sich
innerhalb derselben Frist über
die Maßnahmen zu einigen, die
zur Durchführung des schieds-
richterlichen Verfahrens erfor-
derlich sind. In diesem letzten
Falle sind die Absätze 2, 3 und 4
anzuwenden.

7. Ist ein Antrag der in den
Absätzen 2, 3, 4, 5 und 6 vor-
gesehenen Art von dem Präsi-
denten der in diesen Absätzen
bezeichneten Handelskammer
innerhalb von 60 Tagen nach
Eingang des Antrags nicht er-
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ledigt worden, so kann sich der
Antragsteller an das Besondere
Komitee wenden, damit dieses
die Aufgaben übernimmt, die
nicht erfüllt worden sind.

Artikel V

E i n r e d e d e r U n z u s t ä n -
d i g k e i t d e s S c h i e d s -

g e r i c h t s

1. Will eine Partei die Einrede
der Unzuständigkeit des Schieds-
gerichts erheben, so hat sie die
Einrede, wenn diese damit be-
gründet wird, die Schiedsverein-
barung bestehe nicht, sei nichtig
oder sei hinfällig geworden, in
dem schiedsrichterlichen Ver-
fahren spätestens gleichzeitig
mit ihrer Einlassung in die
Hauptsache vorzubringen; wird
die Einrede damit begründet,
der Streitpunkt überschreite die
Befugnisse des Schiedsgerichts,
so hat die Partei die Einrede
vorzubringen, sobald der Streit-
punkt, der die Befugnisse des
Schiedsgerichts überschreiten
soll, in dem schiedsrichterlichen
Verfahren zur Erörterung
kommt. Wird eine Einrede von
den Parteien verspätet erhoben,
so hat das Schiedsgericht die
Einrede dennoch zuzulassen,
wenn die Verspätung auf einem
von dem Schiedsgericht für ge-
rechtfertigt erachteten Grund
beruht.

2. Werden die in Absatz 1 be-
zeichneten Einreden der Unzu-
ständigkeit nicht in den dort
bestimmten zeitlichen Grenzen
erhoben, so können sie, sofern
es sich um Einreden handelt,
die zu erheben den Parteien
nach dem von dem Schieds-
gericht anzuwendenden Recht
überlassen ist, im weiteren Ver-
lauf des schiedsrichterlichen Ver-
fahrens nicht mehr erhoben
werden; sie können auch später
vor einem staatlichen Gericht
in einem Verfahren in der
Hauptsache oder über die Voll-
streckung des Schiedsspruches
nicht mehr geltend gemacht wer-
den, sofern es sich um Einreden
handelt, die zu erheben den Par-
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teien nach dem Recht überlassen
ist, welches das mit der Haupt-
sache oder mit der Voll-
streckung des Schiedsspruches
befaßte staatliche Gericht nach
seinen Kollisionsnormen anzu-
wenden hat. Das staatliche Ge-
richt kann jedoch die Entschei-
dung, mit der das Schiedsgericht
die Verspätung der Einrede
festgestellt hat, überprüfen.

3. Vorbehaltlich einer dem
staatlichen Gericht nach seinem
Recht zustehenden späteren
Überprüfung kann das Schieds-
gericht, dessen Zuständigkeit
bestritten wird, das Verfahren
fortsetzen; es ist befugt, über
seine eigene Zuständigkeit und
über das Bestehen oder die Gül-
tigkeit der Schiedsvereinbarung
oder des Vertrages, in dem diese
Vereinbarung enthalten ist, zu
entscheiden.

Artikel VI

Z u s t ä n d i g k e i t d e r
s t a a t l i c h e n G e r i c h t e

1. Der Beklagte kann die Ein-
rede der Unzuständigkeit, die
damit begründet wird, es liege
eine Schiedsvereinbarung vor,
in einem Verfahren vor einem
staatlichen Gericht, das eine
Partei der Schiedsvereinbarung
angerufen hat, nur vor oder
gleichzeitig mit seiner Einlas-
sung in die Hauptsache erheben,
je nachdem, ob die Einrede der
Unzuständigkeit nach dem
Recht des angerufenen staat-
lichen Gerichts verfahrensrecht-
licher oder materiellrechtlicher
Natur ist; andernfalls ist die
Einrede ausgeschlossen.

2. Hat ein Gericht eines Ver-
tragsstaates über das Bestehen
oder die Gültigkeit einer
Schiedsvereinbarung zu ent-
scheiden, so hat es dabei die
Fähigkeit der Parteien nach dem
Recht, das für sie persönlich
maßgebend ist, und sonstige
Fragen wie folgt zu beurteilen:

a) nach dem Recht, dem die
Parteien die Schiedsvereinbarung
unterstellt haben;
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b) falls die Parteien hierüber
nichts bestimmt haben, nach
dem Recht des Staates, in dem
der Schiedsspruch ergehen soll;

c) falls die Parteien nichts
darüber bestimmt haben, wel-
chem Recht die Schiedsverein-
barung unterstellt wird, und
falls im Zeitpunkt, in dem das
staatliche Gericht mit der Frage
befaßt wird, nicht voraus-
gesehen werden kann, in wel-
chem Staat der Schiedsspruch
ergehen wird, nach dem Recht,
welches das angerufene Gericht
nach seinen Kollisionsnormen
anzuwenden hat.

Das angerufene Gericht kann
einer Schiedsvereinbarung die
Anerkennung versagen, wenn
die Streitigkeit nach seinem
Recht der Regelung durch ein
Schiedsgericht nicht unterworfen
werden kann.

3. Ist ein schiedsrichterliches
Verfahren vor der Anrufung
eines staatlichen Gerichts einge-
leitet worden, so hat das Ge-
richt eines Vertragsstaates, das
später mit einer Klage wegen
derselben Streitigkeit zwischen
denselben Parteien oder mit
einer Klage auf Feststellung,
daß die Schiedsvereinbarung
nicht bestehe, nichtig oder hin-
fällig geworden sei, befaßt wird,
die Entscheidung über die Zu-
ständigkeit des Schiedsgerichts
auszusetzen, bis der Schieds-
spruch ergangen ist, es sei denn,
daß ein wichtiger Grund dem
entgegensteht.

4. Wird bei einem staatlichen
Gericht ein Antrag gestellt, vor-
läufige oder sichernde Maß-
nahmen anzuordnen, so gilt
dies weder als unvereinbar mit
der Schiedsvereinbarung noch
als Unterwerfung der Haupt-
sache unter die staatliche Ge-
richtsbarkeit.

Artikel VII

A n w e n d b a r e s R e c h t

1. Den Parteien steht es frei,
das Recht zu vereinbaren, wel-
ches das Schiedsgericht in der
Hauptsache anzuwenden hat.
Haben die Parteien das anzu-
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wendende Recht nicht be-
stimmt, so hat das Schieds-
gericht das Recht anzuwenden,
auf das die Kollisionsnormen
hinweisen, von denen auszu-
gehen das Schiedsgericht jeweils
für richtig erachtet. In beiden
Fällen hat das Schiedsgericht die
Bestimmungen des Vertrages
und die Handelsbräuche zu be-
rücksichtigen.

2. Das Schiedsgericht entschei-
det nach Billigkeit, wenn dies
dem Willen der Parteien ent-
spricht und wenn das für das
schiedsrichterliche Verfahren
maßgebende Recht es gestattet.

Artikel VIII

B e g r ü n d u n g d e s
S c h i e d s s p r u c h e s

Es wird vermutet, daß die
Parteien davon ausgegangen
sind, der Schiedsspruch werde
begründet werden, es sei denn,

a) daß die Parteien ausdrück-
lich erklärt haben, der Schieds-
spruch bedürfe keiner Begrün-
dung, oder

b) daß sie sich einem schieds-
richterlichen Verfahrensrecht
unterworfen haben, nach wel-
chem es nicht üblich ist, Schieds-
sprüche zu begründen, sofern
nicht in diesem Fall von den
Parteien oder von einer Partei
vor Schluß der mündlichen Ver-
handlung oder, wenn eine
mündliche Verhandlung nicht
stattgefunden hat, vor der
schriftlichen Abfassung des
Schiedsspruches eine Begrün-
dung ausdrücklich verlangt
worden ist.

Artikel IX

A u f h e b u n g d e s
S c h i e d s s p r u c h e s

1. Ist ein unter dieses Über-
einkommen fallender Schieds-
spruch in einem Vertragsstaat
aufgehoben worden, so bildet
dies in einem anderen Vertrags-
staat nur dann einen Grund für
die Versagung der Anerkennung
oder der Vollstreckung, wenn
die Aufhebung in dem Staat, in
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dem oder nach dessen Recht der
Schiedsspruch ergangen ist, aus-
gesprochen worden ist und
wenn sie auf einem der folgen-
den Gründe beruht:

a) Die Parteien, die eine
Schiedsvereinbarung geschlossen
haben, waren nach dem Recht,
das für sie persönlich maß-
gebend ist, in irgendeiner Hin-
sicht hiezu nicht fähig, oder
die Vereinbarung ist nach dem
Recht, dem die Parteien sie
unterworfen haben, oder, falls
die Parteien hierüber nichts be-
stimmt haben, nach dem Recht
des Staates, in dem der Schieds-
spruch ergangen ist, ungültig;
oder

b) die Partei, welche die Auf-
hebung des Schiedsspruches be-
gehrt, ist von der Bestellung des
Schiedsrichters oder von dem
schiedsrichterlichen Verfahren
nicht gehörig in Kenntnis ge-
setzt worden, oder sie hat aus
einem anderen Grund ihre An-
griffs- oder Verteidigungsmittel
nicht geltend machen können;
oder

c) der Schiedsspruch betrifft
eine Streitigkeit, die in der
Schiedsabrede nicht erwähnt ist
oder nicht unter die Bestim-
mungen der Schiedsklausel fällt,
oder er enthält Entscheidungen,
welche die Grenzen der Schieds-
abrede oder der Schiedsklausel
überschreiten; kann jedoch der
Teil des Schiedsspruches, der sich
auf Streitpunkte bezieht, die
dem schiedsrichterlichen Ver-
fahren unterworfen waren, von
dem Teil, der Streitpunkte be-
trifft, die ihm nicht unterwor-
fen waren, getrennt werden,
so muß der erstgenannte Teil
des Schiedsspruches nicht aufge-
hoben werden; oder

d) die Bildung des Schieds-
gerichts oder das schiedsrichter-
liche Verfahren hat der Verein-
barung der Parteien oder, man-
gels einer solchen Vereinbarung,
den Bestimmungen des Arti-
kels IV nicht entsprochen.

2. Im Verhältnis zwischen
Vertragsstaaten, die auch Ver-
tragsparteien des New-Yorker
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Übereinkommens vom 10. Juni
1958 über die Anerkennung
und Vollstreckung ausländischer
Schiedssprüche sind, hat Ab-
satz 1 die Wirkung, die Anwen-
dung des Artikels V Absatz 1
Buchstabe e des New-Yorker
Übereinkommens auf die Auf-
hebungsgründe zu beschränken,
die in Absatz 1 dieses Artikels
aufgezählt sind.

Artikel X

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n

1. Dieses Übereinkommen
steht den Mitgliedstaaten der
Wirtschaftskommission für
Europa sowie den nach Absatz 8
des der Kommission erteilten
Auftrages in beratender Eigen-
schaft zu der Kommission zuge-
lassenen Staaten zur Unter-
zeichnung oder zum Beitritt
offen.

2. Die Staaten, die nach Ab-
satz 11 des der Wirtschaftskom-
mission für Europa erteilten
Auftrages berechtigt sind, an
gewissen Arbeiten der Kommis-
sion teilzunehmen, können
durch Beitritt Vertragsparteien
des Übereinkommens nach sei-
nem Inkrafttreten werden.

3. Das Übereinkommen liegt
bis einschließlich 31. Dezember
1961 zur Unterzeichnung auf.
Nach diesem Tage steht es zum
Beitritt offen.

4. Dieses Übereinkommen be-
darf der Ratifizierung.

5. Die Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunden sind bei dem
Generalsekretär der Vereinten
Nationen zu hinterlegen.

6. Bei der Unterzeichnung
dieses Übereinkommens, bei
der Ratifizierung oder beim
Beitritt teilen die Vertrags-
parteien dem Generalsekretär
der Vereinten Nationen die
Liste der Handelskammern
oder anderen Institutionen ihres
Staates mit, deren Präsidenten
die Aufgaben erfüllen sollen,
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die durch Artikel IV den Präsi-
denten der zuständigen Han-
delskammern übertragen wer-
den.

7. Die Bestimmungen dieses
Übereinkommens lassen die
Gültigkeit mehrseitiger oder
zweiseitiger Verträge, welche die
Vertragsstaaten auf dem Ge-
biete der Schiedsgerichtsbarkeit
geschlossen haben oder noch
schließen werden, unberührt.

8. Dieses Übereinkommen tritt
am neunzigsten Tage nach der
Hinterlegung der Ratifikations-
oder Beitrittsurkunden durch
fünf der in Absatz 1 bezeich-
neten Staaten in Kraft. Für
jeden Staat, der dieses Überein-
kommen später ratifiziert oder
ihm später beitritt, tritt es am
neunzigsten Tage nach der Hin-
terlegung seiner Ratifikations-
oder Beitrittsurkunde in Kraft.

9. Jede Vertragspartei kann
dieses Übereinkommen durch
eine an den Generalsekretär der
Vereinten Nationen gerichtete
Notifikation kündigen. Die
Kündigung wird zwölf Monate,
nachdem die Notifikation dem
Generalsekretär zugegangen ist,
wirksam.

10. Sinkt die Zahl der Ver-
tragsparteien nach Inkrafttreten
dieses Übereinkommens durch
Kündigungen auf weniger als
fünf, so tritt das Übereinkom-
men mit dem Tag außer Kraft,
an dem die letzte dieser Kündi-
gungen wirksam wird.

11. Der Generalsekretär der
Vereinten Nationen notifiziert
den in Absatz 1 bezeichneten
Staaten sowie den Staaten, die
auf Grund des Absatzes 2 Ver-
tragsparteien geworden sind,

a) die Erklärungen gemäß
Artikel II Absatz 2;

b) die Ratifikationen und Bei-
trittserklärungen gemäß den
Absätzen 1 und 2 dieses Arti-
kels;
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c) die Mitteilungen gemäß
Absatz 6 dieses Artikels;

d) die Zeitpunkte, zu denen
dieses Übereinkommen gemäß
Absatz 8 dieses Artikels in
Kraft tritt;

e) die Kündigungen gemäß
Absatz 9 dieses Artikels;

f) das Außerkrafttreten dieses
Übereinkommens gemäß Ab-
satz 10 dieses Artikels.

12. Nach dem 31. Dezember
1961 wird die Urschrift dieses
Übereinkommens bei dem
Generalsekretär der Vereinten
Nationen hinterlegt, der allen
in den Absätzen 1 und 2 be-
zeichneten Staaten beglaubigte
Abschriften übermittelt.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die hiezu gehörig bevoll-
mächtigten Unterzeichneten
dieses Übereinkommen unter-
schrieben.

GESCHEHEN zu Genf am
einundzwanzigsten April neun-
zehnhunderteinundsechzig in
einer einzigen Urschrift in eng-
lischer, französischer und rus-
sischer Sprache, wobei jeder
Wortlaut in gleicher Weise maß-
gebend ist.
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(Übersetzung)

ANLAGE
Zusammensetzung und Ver-
fahren des in Artikel IV des
Übereinkommens bezeich-
neten Besonderen Komitees
1. Das in Artikel IV des
Übereinkommens bezeichnete
Besondere Komitee setzt sich
aus zwei ordentlichen Mitglie-
dern und einem Vorsitzenden
zusammen. Eines der ordent-
lichen Mitglieder wird von den
Handelskammern oder anderen
Institutionen gewählt, die ge-
mäß Artikel X Absatz 6 des
Übereinkommens von den
Staaten bezeichnet werden, in
denen im Zeitpunkt, in dem das
Übereinkommen zur Unter-
zeichnung aufgelegt wird, Lan-
desgruppen (Nationalkomitees)
der Internationalen Handels-
kammer bestehen und die im
Zeitpunkt der Wahl Vertrags-
parteien des Übereinkommens
sind. Das andere Mitglied wird
von den Handelskammern oder
anderen Institutionen gewählt,
die gemäß Artikel X Ab-
satz 6 des Übereinkommens
von den Staaten bezeichnet
werden, in denen im Zeit-
punkt, in dem das Über-
einkommen zur Unterzeich-
nung aufgelegt wird, keine
Landesgruppen (Nationalkomi-
tees) der Internationalen Han-
delskammer bestehen und die
im Zeitpunkt der Wahl Ver-
tragsparteien des Übereinkom-
mens sind.

2. Die Personen, die unter den
Voraussetzungen des Absatzes 7
das Amt des Vorsitzenden des
Besonderen Komitees auszu-
üben berufen sind, werden
ebenfalls von den Handelskam-
mern oder anderen Institu-
tionen gewählt, wie dies in Ab-
satz 1 vorgesehen ist.
3. Die in Absatz 1 bezeich-
neten Handelskammern oder
anderen Institutionen nehmen
gleichzeitig mit der Wahl der
Vorsitzenden und der ordent-
lichen Mitglieder und in glei-
cher Weise die Wahl stellvertre-
tender Mitglieder für den Fall
der vorübergehenden Verhin-
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derung der Vorsitzenden oder
der ordentlichen Mitglieder
vor. Im Falle der dauernden
Verhinderung oder des Rück-
tritts eines Vorsitzenden oder
eines ordentlichen Mitglieds
wird sein Stellvertreter, je nach
den Umständen, Vorsitzender
oder ordentliches Mitglied; die
Gruppe der Handelskammern
oder anderen Institutionen, die
den Stellvertreter gewählt
hatte, der Vorsitzender oder
ordentliches Mitglied geworden
ist, wählt sodann einen neuen
Stellvertreter.

4. Die ersten Wahlen zur Bil-
dung des Komitees finden in-
nerhalb von 90 Tagen nach der
Hinterlegung der fünften Rati-
fikations- oder Beitrittsurkunde
statt. An diesen Wahlen kön-
nen auch die Handelskammern
oder anderen Institutionen teil-
nehmen, die von den Staaten
bezeichnet werden, welche das
Übereinkommen unterzeichnet
haben, jedoch noch nicht Ver-
tragsparteien sind. Können die
Wahlen innerhalb der angege-
benen Frist nicht durchgeführt
werden, so sind die Absätze 3
bis 7 des Artikels IV des Über-
einkommens so lange nicht an-
zuwenden, bis die Wahlen nach
den vorstehenden Bestimmun-
gen durchgeführt werden.

5. Vorbehaltlich des Absat-
zes 7 werden die Mitglieder des
Besonderen Komitees für einen
Zeitraum von vier Jahren ge-
wählt. Neuwahlen haben inner-
halb der ersten sechs Monate
des vierten Jahres nach den vor-
hergegangenen Wahlen stattzu-
finden. Führt eine Neuwahl der
Mitglieder des Besonderen
Komitees zu keinen Ergebnis-
sen, so üben die vorher gewähl-
ten Mitglieder ihr Amt bis zur
Wahl der neuen Mitglieder
weiter aus.

6. Die Ergebnisse der Wahlen
der Mitglieder des Besonderen
Komitees werden dem General-
sekretär der Vereinten Natio-
nen mitgeteilt; dieser notifi-
ziert sie den in Artikel X Ab-
satz 1 des Übereinkommens
bezeichneten Staaten sowie den
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Staaten, die gemäß Artikel X
Absatz 2 Vertragsparteien ge-
worden sind. Der Generalsekre-
tär notifiziert gegebenenfalls
auch allen diesen Staaten, daß
die Absätze 3 bis 7 des Arti-
kels IV des Übereinkommens
gemäß Absatz 4 dieser Anlage
noch nicht anzuwenden sind
und von welchem Zeitpunkt an
diese Absätze anwendbar wer-
den.
7. Die zu Vorsitzenden ge-
wählten Personen üben ihr
Amt abwechselnd aus, und zwar
jede für zwei Jahre. Wer von
den beiden Personen während
des ersten Zeitraumes von zwei
Jahren nach dem Inkrafttreten
des Übereinkommens das Amt
des Vorsitzenden ausübt, wird
durch das Los bestimmt. Der
Vorsitz geht sodann jeweils für
den nächsten Zeitraum von
zwei Jahren auf die Person
über, die von der anderen
Gruppe von Staaten zum Vor-
sitzenden gewählt worden ist
als derjenigen, welche den Vor-
sitzenden gewählt hat, der in
dem unmittelbar vorhergegan-
genen Zeitraum von zwei Jah-
ren sein Amt ausgeübt hat.

8. Die in den Absätzen 3 bis
7 des Artikels IV des Überein-
kommens vorgesehenen An-
träge an das Besondere Komi-
tee sind bei dem Exekutiv-
sekretär der Wirtschaftskom-
mission für Europa einzurei-
chen. Der Exekutivsekretär
legt den Antrag zunächst dem
Mitglied des Besonderen Komi-
tees vor, das von der anderen
Gruppe von Staaten gewählt
worden ist als derjenigen, wel-
che den bei Eingang des An-
trags im Amt befindlichen Vor-
sitzenden gewählt hat. Die Lö-
sung, die das mit dem Antrag
zuerst befaßte Mitglied vor-
schlägt, übermittelt der Exe-
kutivsekretär dem anderen Mit-
glied des Komitees; stimmt die-
ses Mitglied dem Vorschlag zu,
so gilt diese Lösung als Ent-
scheidung des Komitees und
wird als solche von dem Exe-
kutivsekretär dem Antrag-
steller mitgeteilt.
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9. Können sich die beiden
Mitglieder des Besonderen
Komitees, denen der Exekutiv-
sekretär den Antrag vorgelegt
hat, über eine Lösung auf
schriftlichem Wege nicht eini-
gen, so beruft der Exekutiv-
sekretär eine Sitzung des Be-
sonderen Komitees nach Genf
ein, um zu versuchen, eine ein-
stimmige Entscheidung über
den Antrag herbeizuführen.
Wird keine Einstimmigkeit er-
zielt, so wird die Entscheidung
des Komitees mit Stimmen-
mehrheit getroffen und von dem
Exekutivsekretär dem Antrag-
steller mitgeteilt.

10. Die Kosten, die in einer
unter dieses Übereinkommen
fallenden Streitigkeit mit der
Einschaltung des Besonderen
Komitees verbunden sind, hat
zunächst der Antragsteller zu
entrichten, sie gelten jedoch als
Kosten des schiedsrichterlichen
Verfahrens.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen samt Anlage für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Öster-
reich die gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Justiz, vom Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel und Wiederaufbau und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 7. Feber 1964

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Justiz:
Broda

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Hartmann

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Die Ratifikationsurkunde ist am 6. März 1964 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen
hinterlegt worden, wobei gemäß Artikel X Absatz 6 des Übereinkommens notifiziert wurde, daß
der Präsident der „Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft", Wien I., Stubenring 12, die
Aufgaben erfüllen wird, die durch Artikel IV den Präsidenten der zuständigen Handelskammern
übertragen werden.

Das vorliegende Übereinkommen tritt gemäß seinem Artikel X Absatz 8 für Österreich am
4. Juni 1964 in Kraft.

Bisher gehören diesem Übereinkommen folgende weitere Staaten an: Jugoslawien, Rumänien,
Tschechoslowakei, Ukrainische Sozialistisch« Sowjetrepublik, Ungarn, Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken, Weißrussische Sozialistische Sowjetrepublik.

Die nachstehend angeführten Staaten haben dem Generalsekretär der Vereinten Nationen
gemäß Artikel X Absatz 6 des Übereinkommens die folgenden Institutionen notifiziert, deren
Präsidenten die Aufgaben erfüllen sollen, die durch Artikel IV den Präsidenten der zuständigen
Handelskammern übertragen werden:
Jugoslawien: Außenhandelsschiedsgericht bei der Bundeswirtschaftskammer, Knez Mihajlova 10,

Belgrad,
Rumänien: Handelskammer der Rumänischen Volksrepublik,
Tschechoslowakei: Handelskammer der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik,
Ungarn: Ungarische Handelskammer,
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken: Allunions-Handelskammer,
Weißrussische Sozialistische Sowjetrepublik: Allunions-Handelskammer.

Klaus
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